
ONCV / RAMEL 

In der Rechtssache 170/82 

betreffend das dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Tribu­
nal de commerce Bourg-en-Bresse in dem vor diesem anhängigen Rechts­
streit 

O F F I C E N A T I O N A L D E C O M M E R C I A L I S A T I O N DES P R O D U I T S VITI -VINICOLES, m i t S i tz 

in Algier, 

Kläger, 

gegen 

SOCIÉTÉ À RESPONSABILITÉ LIMITÉE LES FILS D-HENRI RAMEL, mit Sitz in 
Charnoz-Meximieux, 

Beklagte, 

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Gemein­
schaftsvorschriften über die Bestimmung der Referenz- und Angebotspreise 
frei Grenze bei der Einfuhr von Weinen aus einem Drittland in einen Mit­
gliedstaat und über die Auswirkung der Währungsausgleichsbeträge auf diese 
Preismechanismen sowie über die gemeinschaftsrechtliche Bedeutung eines 
Vertrages, durch den sich die Beklagte verpflichtet hat, die von ihr zugunsten 
des Klägers vereinnahmten Währungsausgleichsbeträge abzuführen, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten U. Everling, der Richter Mackenzie Stuart 
und Y. Galmot, 

Generalanwalt: P. VerLoren van Themaat 
Kanzler: J. A. Pompe, Hilfskanzler 

folgendes 
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URTEIL 

Tatbestand 

Der Sachverhalt, das Verfahren und die 
nach Artikel 20 des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofes der EWG ein­
gereichten schriftlichen Erklärungen las­
sen sich wie folgt zusammenfassen: 

I — Sachverha l t und V e r f a h r e n 

Im Anschluß an Weinlieferungen an die 
Firma Les Fils d'Henri Ramel mit Sitz in 
Charnoz (im folgenden: die Firma Ra­
mel) legte das Office national de com­
mercialisation des produits viti-vinicoles, 
ein algerischer öffentlicher Wirtschafts­
betrieb, der sich unter anderem mit der 
Vermarktung der in Algerien erzeugten 
Weine befaßt, (im folgenden: das 
ONCV) der Firma Ramel Rechnungen 
über 623 698,90 und 72 670,35 FF vor, 
die die Firma Ramel tatsächlich als Wäh­
rungsausgleichsbeträge erhalten hat. 

Die Verträge, aufgrund deren diese 
Lieferungen erfolgt waren, bestimmten 
nämlich unter der Überschrift „Verein­
barte Preise": „Es wird vereinbart, daß 
jede Summe, die von einem durch das 
ONIVIT gewährten Währungsaus­
gleichsbetrag stammt, vom Käufer unmit­
telbar auf Rechnung des Verkäufers auf­
grund einer zu diesem Zweck zusätzlich 
erstellten Rechnung gezahlt wird. Da der 
Ausgleichsbetrag am Tag der Einfuhr 
festgesetzt wird, verpflichtet sich der 
Käufer, ihn dem Verkäufer gleich nach 
der Zollabfertigung der Weine mitzutei­
len und ihm hierzu eine Kopie des von 
der Zollverwaltung am Bestimmungsort 
ausgestellten DRANCEE-Dokuments zu 
übermitteln." 

Bis 1978 wandte die Firma Ramel diese 
vertraglichen Bestimmungen an und 
zahlte regelmäßig aufgrund der zitierten 
Klausel die als Währungsausgleichsbe­
träge geschuldeten Summen. 

Dagegen zahlte sie ab Mai 1978 zwar 
den anderweitig in den Verträgen verein­
barten Preis, sie weigerte sich aber, die 
Summe für die Währungsausgleichsbe­
träge an das ONCV abzuführen, wobei 
sie sich darauf berief, daß eine solche 
Zahlung gegen die Gemeinschaftsrege­
lung, insbesondere gegen die Vorschrif­
ten über die Festsetzung des Referenz­
preises frei Grenze, verstoße und daß die 
zitierte Klausel sowohl rechtswidrig als 
auch nichtig sei. Angesichts der Weige­
rung der Firma Ramel, die Summe der 
Währungsausgleichsbeträge weiterhin an 
das ONCV abzuführen, verklagte dieses 
die Firma vor dem Tribunal de com­
merce Bourg-en-Bresse auf Zahlung der 
umstrittenen Beträge. 

Dieses Gericht hat mit Urteil vom 
11. Juni 1982 das Verfahren ausgesetzt 
und dem Gerichtshof folgende zwei Vor­
abentscheidungsfragen vorgelegt: 

„1. Ist die Verkaufsorganisation eines 
zum Maghreb gehörenden Drittlan­
des berechtigt, in einem Mitglied­
staat der Gemeinschaft Weine zu un­
ter dem Referenzpreis liegenden 
Einfuhrpreisen auszuführen, ohne 
daß auf diese Weine ein voller oder 
herabgesetzter Zollsatz erhoben 
wird? 

Verneinendenfalls: Darf sie zur 
Vermeidung der Anwendung dieser 
Regelung mit ihrem Vertragspartner 
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— Importeur eines EWG-Landes — 
vereinbaren, daß dieser die bei der 
Einfuhr erhaltenen Währungsaus­
gleichsbeträge an sie abführt, um 
nachträglich der Gemeinschaft ge­
genüber nachweisen zu können, daß 
der von ihr in Rechnung gestellte 
Preis dem Referenzpreis entspricht? 

2. Kann der Referenzpreis die dem Im­
porteur eines EWG-Landes gewähr­
ten Währungsausgleichsbeträge ein­
schließen? 

Verneinendenfalls: Wie ist eine ver­
tragliche Abrede zwischen der Ver­
kaufsorganisation eines zum Ma­
ghreb gehörenden Drittlandes und 
einem französischen Importeur zu 
beurteilen, in der dieser sich ver­
pflichtet, die Ausgleichsbeträge an 
die Verkaufsorganisation abzufüh­
ren, um zu beweisen, daß der Refe­
renzpreis eingehalten wurde?" 

Das Vorlageurteil ist am 21. Juni 1982 in 
der Kanzlei des Gerichtshofes eingetra­
gen worden. 

Das ONCV, der Kläger, vertreten durch 
Rechtsanwalt Paul Arnaud, Paris, die 
Firma Ramel, die Klägerin, vertreten 
durch die Rechtsanwälte Jean und Co­
rinne Imbach, und die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, vertreten 
durch ihren Rechtsberater Jean-Claude 
Séché als Bevollmächtigten, haben ge­
mäß Artikel 20 des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofes der EWG 
schriftliche Erklärungen eingereicht. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, die mündliche 
Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen. 

Das ONCV und die Firma Ramel sind 
jedoch aufgefordert worden, vor der Sit­
zung folgende Frage zu beantworten: 

Welches der folgenden drei Systeme war 
in dem von den Vertragspartnern ange­
wandten Vertrag vorgesehen? 

Erstes System 

— Die ursprüngliche Fakturierung be­
zieht sich auf den Referenzpreis frei 
Grenze, der vom französischen Im­
porteur voll bezahlt wird; 

— die vom ONCV erstellte zusätzliche 
Fakturierung bezieht sich auf eine 
Summe in Höhe der Währungsaus­
gleichsbeträge, die der französische 
Importeur vom ONIVIT erhalten 
hat. 

Zweites System 

— Die ursprüngliche Fakturierung be­
zieht sich auf den Referenzpreis frei 
Grenze, aber der französische Impor­
teur zahlt dem Exporteur nur diese 
Summe abzüglich der geschätzten, 
später zu vereinnahmenden Wäh­
rungsausgleichsbeträge; 

— die zusätzliche Fakturierung bezieht 
sich auf eine Summe in Höhe der 
Währungsausgleichsbeträge, die der 
französische Importeur tatsächlich 
vereinnahmt hat. 

Drittes System 

— Die ursprüngliche Fakturierung be­
zieht sich auf den Referenzpreis frei 
Grenze abzüglich der geschätzten 
Währungsausgleichsbeträge, die der 
französische Importeur später verein­
nahmen wird; 

— die zusätzliche Fakturierung bezieht 
sich auf eine Summe in Höhe der 
vom Importeur vereinnahmten Wäh­
rungsausgleichsbeträge, sobald ihre 
Höhe genau bekannt ist. 

Der Gerichtshof hat durch Beschluß vom 
1. Dezember 1982 die Rechtssache ge­
mäß Artikel 95 §§ 1 und 2 der Verfah­
rensordnung an die Dritte Kammer ver­
wiesen. 
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II — Zusammenfas sung der beim 
Ger ich t shof e inge re i ch t en 
schr i f t l ichen E r k l ä r u n g e n 

1. Die Firma Ramel, die Beklagte vor 
dem Tribunal de commerce Bourg-en-
Bresse, führt aus, in der Praxis erstelle 
das ONCV mehrere Rechnungen je Aus­
fuhr, darunter insbesondere: 

— eine offizielle Rechnung über den 
Lieferpreis des Weins, Referenzpreis 
frei Grenze, die für die Zollbehörde 
des Einfuhrlands bestimmt sei; 

— eine zweite „zusätzliche" Rechnung, 
die nach der Einfuhr erstellt werde, 
über die Währungsausgleichsbeträge, 
deren Entrichtung vom Wirtschafts­
teilnehmer nicht vor der Zahlung 
durch die zuständige Einrichtung ver­
langt worden sei und deren Höhe 
zum Zeitpunkt der Ausfuhr nicht 
habe bekannt sein können. 

Daher liege trotz der offiziellen Faktu­
rierung der vom Importeur tatsächlich 
verlangte Preis unter dem Referenzpreis 
frei Grenze. Dieser letztere werde nur 
erreicht, wenn der Importeur dem 
ONCV nach dem Inverkehrbringen der 
eingeführten Weine die Währungsaus­
gleichsbeträge, die die zuständige Ein­
richtung dem Wirtschaftsteilnehmer bei 
der Einfuhr gezahlt habe, zahle, und 
zwar mehrere Monate später. 

Die Firma Ramel weist auf die Gemein­
schaftsbestimmungen hin, die sie in be­
zug auf den Referenzpreis, den Ange­
botspreis frei Grenze und die Ausgleichs­
abgabe für anwendbar hält ', und macht 
sodann geltend, die verschiedenen ein­
schlägigen Verordnungen verlangten die 
Einhaltung des Angebotspreises frei 

Grenze durch Algerien, der anhand der 
zu berücksichtigenden Faktoren (Preis 
des Weines, Frachtkosten, Zölle, zusätz­
liche Kosten) mit Ausnahme der Wäh­
rungsausgleichsbeträge festgesetzt werde, 
die vom Einfuhrmitgliedstaat dem Im­
porteur des Weines aus diesen Ländern 
gewährt werden könnten. 

Nach ihrer Ansicht verstößt der vom 
ONCV entworfene Mechanismus gegen 
diese Regelung und führt zur Zulassung 
von Weineinfuhren zu einem Preis unter­
halb des Frei-Grenze-Preises. 

Sie folgert daraus, daß in gemeinschafts­
rechtlicher Hinsicht das ONCV, eine 
staatliche Einrichtung mit dem Weinhan­
delsmonopol, dadurch, daß sie ihr derar­
tige Standardverträge aufzwinge, ohne 
ihr die Möglichkeit zu lassen, deren In­
halt zu erörtern, sie „vorsätzlich irrege­
führt" habe, vor allem weil dem ONCV 
die EWG-Regelung nicht unbekannt 
habe sein können. Nach Auffassung der 
Firma Ramel mußte der Verstoß des 
ONCV gegen die Gemeinschaftsvor­
schriften über den Referenzpreis zur 
Zahlung der vollen Zölle des gemeinsa­
men Außentarifs, zur Abschaffung der 
Algerien zuerkannten Vorzugsvergünsti­
gungen und zur Anwendung strenger 
zollrechtlicher Sanktionen führen, da das 
ONCV einen Verstoß gegen die gemein­
schaftsrechtliche Zollregelung begangen 
habe, der zum gemeinschaftlichen und 
zum nationalen ordre public gehöre. 

Nach Ansicht der Firma Ramel ergibt 
sich daraus, daß das Verhalten des 
ONCV, das den Angebotspreis frei 
Grenze mißachtet habe, es ihm verbiete, 
hinterher Währungsausgleichsbeträge 
aufgrund eines Vertrages zu verlangen, 
den es vorgeschrieben habe und der auf 
einer Verletzung zwingender Gemein­
schaftsbestimmungen beruhe. 

Die Firma Ramel hebt hervor, daß sich 
der Sachverhalt, der zum Urteil des Ge-

1 — Verordnung Nr. 816/70 des Rates vom 28. April 1970 
(ABl. L 99, S. 1), Verordnung Nr. 974/71 des Rates 
vom 12. Mai 1971 (ABl. L 106, S. 1), Verordnungen 
Nrn. 648/73 und 649/73 der Kommission vom 1. Mai 
1973 (ABl. L 64, S. 1), Verordnung Nr. 1463/73 der 
Kommission vom 30. Mai 1973 (ABl. L 146, S. 1). 
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richtshofes von 13. Februar 1980 in der 
Rechtssache 74/79 (Office de commer­
cialisation et d'exportation, Sig. 1980, 
239) geführt habe, von den Umständen 
der vorliegenden Rechtssache unter­
scheide, da bei dem damals dem Ge­
richtshof zur Beurteilung vorgelegten 
Fall davon ausgegangen worden sei, daß 
die Parteien den Referenzpreis frei 
Grenze beachtet hätten. 

Aus diesem Grund fordert die Firma 
Ramel den Gerichtshof auf, die gestellten 
Fragen wie folgt zu beantworten: 

— Die Verkaufsorganisation eines Dritt­
landes ist nicht berechtigt, in einen 
Mitgliedstaat Weine zu unter dem 
Referenzpreis liegenden Einfuhrprei­
sen auszuführen. Sie kann auch nicht 
durch eine vertragliche Bestimmung, 
die ihrem Vertragspartner — Impor­
teur eines Mitgliedstaats — vor­
schreibt, die erhaltenen Währungs­
ausgleichsbeträge an sie abzuführen, 
nachträglich der Gemeinschaft ge­
genüber nachweisen, daß der Refe­
renzpreis eingehalten ist. 

— Auf die zweite Frage: In den Ge­
meinschaftsverordnungen ist nicht 
vorgesehen, daß die Währungsaus­
gleichsbeträge zu den Faktoren gehö­
ren, die bei der Bestimmung des 
Referenzpreises frei Grenze mitbe­
rücksichtigt werden können. Deshalb 
ist die Klausel über die Verpflichtung 
des französischen Wirtschaftsteilneh-
mers, diese Währungsausgleichsbe­
träge an die algerische Ausfuhrorga­
nisation abzuführen, unzulässig. Es 
ist Sache des nationalen Gerichts, 
hierfür die sich aus den einschlägigen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
ergebenden rechtlichen Konsequen­
zen zu ziehen. 

2. Das ONCV, der Kläger vor dem 
Tribunal de commerce Bourg-en-Bresse, 
macht geltend, keine Bestimmung des 

Gemeinschaftsrechts verbiete es dem Ex­
porteur eines Drittlandes, sich die vom 
Importeur der Gemeinschaften verein­
nahmten Währungsausgleichsbeträge 
auszahlen zu lassen. Wie der Gerichtshof 
im Urteil vom 13. Februar 1980 in der 
Rechtssache 74/79 für Recht erkannt 
habe, „[gehört] die Frage, ob der die 
Zollformalitäten durchführende Unter­
nehmer den ihm gewährten Währungs­
ausgleichsbetrag an seinen Vertragspart­
ner abführen muß, dem Bereich der ver­
traglichen Beziehungen [an] und nicht 
dem Gemeinschaftsrecht". 

Im vorliegenden Fall stehe aber fest, daß 
die Firma Ramel sich vertraglich ver­
pflichtet habe, die von ihr vereinnahmten 
Ausgleichsbeträge an das ONCV abzu­
führen. 

Das ONCV hebt hervor, es könne jeden­
falls keine „Nichtigkeit aufgrund des 
ordre public" geben, denn es sei keine 
Bestimmung des Gemeinschaftsrechts 
verletzt worden. Es fügt zum einen 
hinzu, es sei nicht nachgewiesen, daß die 
zwischen dem ONCV und der Firma 
Ramel geschlossenen Verträge die ge­
meinschaftlichen Referenzpreise nicht 
eingehalten hätten, und zum anderen, 
daß, auch wenn man davon ausgehe, daß 
ein Geschäft die Gemeinschaftsbestim­
mungen über den Referenzpreis verletzt 
habe, die Gemeinschaftsmechanismen 
Korrekturmaßnahmen in den Beziehun­
gen zwischen der EWG und dem Impor­
teur der Gemeinschaft einführten, die 
keine unmittelbare Wirkung auf die ver­
traglichen Beziehungen zwischen dem 
Importeur und seinem Vertragspartner 
aus einem Drittland hätten. 

Nach Ansicht des ONCV ist es im übri­
gen für den Gerichtshof nutzlos, die 
Vorlagefrage, so wie sie formuliert sei, 
zu beantworten. Denn die Logik dieser 
Frage beruhe zum einen auf der Vorstel­
lung, daß die Verträge zwischen der 
Firma Ramel und dem ONCV den Frei-
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Grenze-Referenzpreis hätten mißachten 
können, und zum anderen auf der Hypo­
these, daß eine solche Mißachtung die 
Nichtigkeit der Vertragsklausel über die 
Abführung der Währungsausgleichsbe­
träge zur Folge habe. Da diese beiden 
Annahmen unzutreffend seien, sei die 
Beantwortung der so gestellten Frage ge­
genstandslos und ohne praktische Bedeu­
tung. 

Denn in erster Linie, meint das ONCV, 
seien die fraglichen Verträge normal er­
füllt worden, und die Einfuhren von al­
gerischem Wein seien alle in der vorge­
schriebenen Form bei den französischen 
Zollbehörden angemeldet worden, ohne 
daß jemals ein Verstoß gegen die Ge­
meinschaftsregelung festgestellt worden 
sei. 

In zweiter Linie beeinflusse ein etwaiger 
Verstoß gegen den gemeinschaftlichen 
Referenzpreis keineswegs den Umfang 
der vertraglichen Verpflichtungen der 
Parteien. So käme der Importeur bei 
einem Geschäft unterhalb des Frei-
Grenze-Referenzpreises nicht in den Ge­
nuß der Kürzung der Zollsätze um 
80 %, die bei der Einfuhr von algeri­
schem Wein gewährt werde; er müsse 
die vollen Zollsätze zahlen und die durch 
die Gemeinschaftsregelung vorgeschrie­
benen Abgaben entrichten. Auf dem Ge­
biet der Einfuhr betreffe das Gemein­
schaftsrecht unmittelbar nur den Wirt­
schaftsteilnehmer, der mit den Zollbe­
hörden eines Mitgliedslandes in Kontakt 
stehe. Deshalb habe die Nichtbeachtung 
des Frei-Grenze-Referenzpreises jeden­
falls nur bestimmte Verpflichtungen für 
die Firma Ramel bei der Einfuhr der 
Ware in das Gebiet der Gemeinschaft 
zur Folge; sie könne aber keinerlei Ein­
fluß auf die Gültigkeit des Vertrages 
zwischen dem ONCV und der Frima 
Ramel haben. 

Aus diesen Gründen besteht nach Auffas­
sung des ONCV kein Anlaß für den Ge­

richtshof, sich zu der Frage zu äußern, 
inwieweit der Referenzpreis als eingehal­
ten zu betrachten sei; denn die Antwort 
sei für die Entscheidung über den 
Rechtsstreit ohne Bedeutung. 

Hilfsweise möchte das ONCV jedoch 
noch nachweisen, daß die Abführung der 
Währungsausgleichsbeträge an den Ex­
porteur eines Drittlandes keinen Verstoß 
gegen die Regel des gemeinschaftlichen 
Referenzpreises darstelle. Hierzu be­
schreibt das ONCV die einschlägige Re­
gelung und, was insbesondere den Wein­
bau betrifft, beruft sich auf Artikel 17 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 1380/75 
der Kommission vom 29. Mai 1975 (ABl. 
L 139, S. 37) in der Fassung der Verord­
nung Nr. 1577/76 der Kommission vom 
30. Juni 1976 (ABl. L 172, S. 57); dieser 
bestimmt: 

„Bei Wein gelten die Frei-Grenze-Refe-
renzpreise bei der Einfuhr aus Drittlän­
dern als eingehalten, wenn für das jewei­
lige Erzeugnis der Angebotspreis, der 

a) im Falle der Höherbewertung der 
Währung des einführenden Mitglied­
staats um den im folgenden Absatz 
erwähnten Betrag erhöht, 

b) im Falle der Minderbewertung der be­
treffenden Währung um den im fol­
genden Absatz erwähnten Betrag ver­
mindert 

wird, nicht niedriger ist als der Frei-
Grenze-Referenzpreis. 

Der besagte Betrag ist der im innerge­
meinschaftlichen Handel geltende Wäh­
rungsausgleichsbetrag.“ 

Das ONCV ist der Ansicht, wenn der 
Importeur der Gemeinschaft Währungs­
ausgleichsbeträge, die von dem an den 
Exporteur des Drittlandes gezahlten 
Preis abgezogen würden, vereinnahme 
und den Vorteil dieser Währungsaus­
gleichsbeträge behalte, wären die tatsäch­
lichen Kosten des Geschäfts gleich dem 
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vertraglich vereinbarten Preis, vermindert 
um die als Währungsausgleichsbeträge 
gezahlten Summen. Da die — naturge­
mäß schwankenden — Währungsaus­
gleichsbeträge am Tag des Vertragsab­
schlusses nicht genau bekannt sein könn­
ten, bestehe das einzige Mittel, den Frei-
Grenze-Referenzpreis einzuhalten, bei 
einem Verkauf, der zum Mindestpreis 
erfolgen solle, darin, die Wirkung der 
positiven Währungsausgleichsbeträge zu 
lähmen, indem vereinbart werde, daß der 
Verkaufspreis zum einen in einen im 
voraus bestimmten Bestandteil (den Frei-
Grenze-Referenzpreis) und zum anderen 
in einen später berechneten Betrag, näm­
lich den am Tag der Einfuhr festgesetz­
ten Währungsausgleichsbetrag, zerfalle. 
Auf diese Weise könne die vom Impor­
teur der Gemeinschaft getragene Bela­
stung bei der Einfuhr nicht unter dem in 
den Gemeinschaftstexten verlangten Nie-
veau liegen. 

Deshalb vertritt das ONCV die Auffas­
sung, daß die Klausel über die Abfüh­
rung der vom Importeur vereinnahmten 
Währungsausgleichsbeträge keineswegs 
einen „Verstoß" gegen das Gemein­
schaftsrecht darstelle, sondern ein zuläs­
siges Mittel sei, um die Einhaltung des 
Frei-Grenze-Referenzpreises sicherzu­
stellen und der Gemeinschaftsregelung 
eine praktische Wirksamkeit zu verlei­
hen. 

Nach Ansicht des ONCV ist daher die 
Frage des Vorlagegerichts wie folgt zu 
beantworten: 

a) Die Parteien können vertraglich ver­
einbaren, daß die Firma Ramel die 
aufgrund der Verträge mit dem 
ONCV vereinnahmten Ausgleichsbe­
träge an dieses abführen wird; 

b) die Vorlagefrage braucht insoweit 
nicht beantwortet zu werden, als das 
aufgeworfene Problem des Gemein­
schaftsrechts ohne Einfluß auf den 

Umfang der vertraglichen Verpflich­
tungen der Parteien ist; 

c) auf jeden Fall steht die Verpflichtung 
für die Firma Ramel, die aufgrund 
der Verträge mit dem ONCV verein­
nahmten Ausgleichsbeträge an dieses 
abzuführen, nicht im Widerspruch 
zur Gemeinschaftsregelung. Sie stellt 
ganz im Gegenteil ein zulässiges Mit­
tel dar, um die Einhaltung des Frei-
Grenze-Referenzpreises sicherzustel­
len. 

3. Die Kommission meint, die dem Ge­
richtshof gestellten Vorlagefragen könn­
ten unter einem doppelten Gesichtspunkt 
geprüft werden: 

— zum einen in bezug auf die Bestim­
mungen der Regelung für Wein und 
des auf die fraglichen Einfuhren an­
wendbaren Systems, 

— zum anderen in bezug auf die Trag­
weite der vertraglichen Beziehungen 
zwischen der Verkaufsorganisation 
des Drittlandes und dem französi­
schen Importeur. 

a) In Anbetracht des Zeitpunkts der 
fraglichen Einfuhren (1978) seien fol­
gende Gemeinschaftsbestimmungen an­
wendbar: 

— in bezug auf die Weineinfuhrrege­
lung: die Verordnung Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 (ABl. L 99, 
S. 1), wonach jährlich ein Referenz­
preis festgesetzt werde, bei dem von 
den „Orientierungspreisen" der für 
die Gemeinschaftserzeugung reprä­
sentativsten Weinarten ausgegangen 
werde, denen die Kosten hinzuge­
rechnet würden, die entstünden, 
wenn Gemeinschaftswein auf die 
gleiche Vermarktungsstufe wie einge­
führter Wein gebracht werde. Diese 
Referenzpreise seien Bestandteil der 
Regelung des Handels mit Drittlän­
dern und stellten in diesem Rahmen 
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einen der Faktoren dar, über die die 
Gemeinschaft verfüge, um Störungen 
auf dem internen Weinmarkt zu ver­
hindern, die auf Angebote auf dem 
Weltmarkt zu anomalen Preisen zu­
rückzuführen seien. Liege der Ange­
botspreis frei Grenze für einen Wein, 
zuzüglich der Zölle, unter dem Refe­
renzpreis, so werde bei der Einfuhr 
dieses Weins eine Ausgleichsabgabe 
in Höhe des Unterschieds zwischen 
den beiden Preisniveaus erhoben. 
Was außerdem die Einfuhr gewöhnli­
cher Weine aus Algerien betreffe, so 
seien die Zollsätze durch die Verord­
nung Nr. 1287/76 des Rates vom 28. 
Mai 1976 (ABl. L 141, S. 1) um 80 % 
herabgesetzt; 

— in bezug auf die Auswirkung der 
Währungsausgleichsbeträge auf die 
Einhaltung der Referenzpreise bei 
der Weineinfuhr: Artikel 17 Absatz 3 
der Verordnung Nr. 1380/75 der 
Kommission vom 29. Mai 1975 in der 
Fassung der Verordnung Nr. 
1577/76 der Kommission vom 30. 
Juni 1976. 

•— Die Kommission schließt daraus, daß 
die Frei-Grenze-Preise als eingehal­
ten gälten, wenn für den eingeführten 
Wein der in französischen Franken 
ausgedrückte Angebotspreis, verrin­
gert um den negativen Währungsaus­
gleichsbetrag, nicht niedriger sei als 
der Referenzpreis frei Grenze, der 
zum grünen Kurs in französische 
Franken umgerechnet werde, daß es 
Sache des Importeurs sei, bei Erfül­
lung der Zollförmlichkeiten einen 
Vertrag vorzulegen, bei dem das An­
gebot diesen Voraussetzungen ent­
spreche, und schließlich, daß der zu 
berücksichtigende Preis tatsächlich 
der des Vertrages sei, der aus dem 
ursprünglich in Rechnung gestellten 
Preis bestehe, zu dem der vom 
ONIVIT gemäß der fraglichen Ver­

tragsklausel zuerkannte Währungs­
ausgleichsbetrag hinzukomme. Diese 
Klausel verstoße also nicht gegen das 
Gemeinschaftsrecht. 

b) Was die Tragweite der vertraglichen 
Beziehungen zwischen dem Verkäufer 
des Drittlandes und dem Importeur an­
geht, so bezieht sich die Kommission auf 
die erwähnte Rechtssache 74/79, in der 
der Gerichtshof entschieden habe, daß 
die Gemeinschaftsregelung im agrarmo-
netären Bereich hinsichtlich der Wäh­
rungsausgleichsbeträge nur die Bezie­
hungen zwischen dem Wirtschaftsteil­
nehmer und der Behörde betreffe, die 
den Währungsausgleichsbetrag erhebe 
oder gewähre, und daß jenseits des An­
wendungsbereichs dieser Bestimmungen 
das Gebiet der vertraglichen Beziehun­
gen beginne, die dem innerstaatlichen 
Recht unterlägen. Daher gehöre die 
Frage, ob der Wirtschaftsteilnehmer den 
ihm gewährten Währungsausgleichsbe­
trag an seinen Vertragspartner abführen 
müsse, dem Bereich der vertraglichen 
Beziehungen und nicht dem Gemein­
schaftsrecht an. 

Daraus ergebe sich, daß sich die Firma 
Ramel zur Begründung der Rechtswid­
rigkeit des mit dem ONCV geschlosse­
nen Vertrages nicht darauf berufen 
könne, daß die fragliche Klausel gegen 
das Gemeinschaftsrecht verstoße, denn 
diese Klausel falle nicht unter das Ge­
meinschaftsrecht. 

Die Kommission schlägt dem Gerichts­
hof deshalb vor, die Vorabentschei­
dungsfragen des vorlegenden Gerichts 
wie folgt zu beantworten : 

„Bei der Einfuhr von Erzeugnissen des 
Weinsektors aus dritten Ländern gelten 
die Referenzpreise frei Grenze stets dann 
als eingehalten, wenn für das betreffende 
Erzeugnis der Angebotspreis, erhöht um 
den positiven Währungsausgleichsbetrag 
oder verringert um den negativen Wäh-
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rungsausgleichsbetrag, nicht unter dem 
Referenzpreis frei Grenze liegt. 

Die Beurteilung einer zwischen der Ver­
kaufsorganisation eines Drittlandes und 
einem Importeur eines Mitgliedstaats der 
Gemeinschaft vereinbarten vertraglichen 
Bestimmung, wonach sich der Importeur 
verpflichtet, die Währungsausgleichsbe­
träge an die Verkaufsorganisation abzu­
führen, fällt nicht unter das Gemein­
schaftsrecht." 

I I I — Auf die Frage des Ge­
r ich tshofes e inge re i ch t e 
schr i f t l iche E r k l ä r u n g e n 

a) Die Firma Ramel stellt zunächst 
kurz die Gemeinschaftsregelung über die 
Weineinfuhr dar und vertritt dann die 
Ansicht, keines der vom Gerichtshof er­
wähnten drei Systeme entspreche genau 
den Bedingungen, unter denen die Ge­
schäfte zwischen ihr und dem ONCV 
abgewickelt worden seien. 

Sie stellt schließlich fest, daß folgendes 
System angewandt worden sei: 

— Die ursprüngliche Fakturierung habe 
sich auf den Referenzpreis frei 
Grenze bezogen, und dieser Preis sei 
vom französichen Importeur vollstän­
dig gezahlt worden; 

— die zusätzliche Fakturierung habe 
sich auf eine Summe in Höhe der 
vom Importeur vereinnahmten Aus­
gleichsbeträge bezogen. 

Die Firma Ramel wiederholt im übrigen 
ihre Schlußfolgerungen und bleibt bei 
der Ansicht, daß dieses „hybride" 
System dazu geführt habe, daß der An­
gebotspreis frei Grenze gemäß den Fak­
turierungen zum Zeitpunkt der Einfuhr 
nach Frankreich niedriger gewesen sei 
als der Referenzpreis frei Grenze, da bei 
der Einfuhr der Referenzpreis, auf dem 
das gesamte System der Ausgleichsbe­

träge beruhe, nicht eingehalten worden 
sei. 

b) Das ONCV weist darauf hin, daß 
das im Vertrag vorgesehene und von den 
Vertragspartnern angewandte System das 
erste der drei in der Frage des Gerichts­
hofes beschriebenen Systeme gewesen 
sei: 

— Die ursprüngliche Fakturierung habe 
sich auf einen Preis in Höhe oder 
oberhalb des Referenzpreises frei 
Grenze bezogen, und dieser im Ver­
trag angegebene Preis sei vom Impor­
teur vollständig gezahlt worden; 

— sodann sei eine zusätzliche Rechnung 
über die Ausgleichsbeträge, die der 
französische Importeur vom ONIVIT 
erhalten habe, versandt worden, so 
daß die von diesem Wirtschaftsteil­
nehmer tatsächlich getragene Last 
zumindest dem Referenzpreis frei 
Grenze entsprochen habe. 

IV — M ü n d l i c h e V e r h a n d l u n g 

In der Sitzung vom 24. Februar 1983 ha­
ben das Office national, vertreten durch 
Rechtsanwalt P. Arnaud, zugelassen bei 
der Cour d'appel Paris, Les Fils d'Henri 
Ramel, vertreten durch Rechtsanwalt J. 
Imbach, Straßburg, und die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften, ver­
treten durch Herrn J.-C. Séché als Be­
vollmächtigten sowie durch Frau V. 
Groebner als Sachverständige, mündliche 
Ausführungen gemacht. 

Herr Séché, der die Kommission als Be­
vollmächtigter vertreten hat, hat Ausfüh­
rungen gemacht, die die Tragweite der 
schriftlichen Schlußfolgerungen, zu de­
nen die Kommission gelangt war, leicht 
geändert haben. 

Die neuen Schlußfolgerungen der Kom­
mission lassen sich wie folgt darstellen: 
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„1. In der vorliegenden Rechtssache 
können im Hinblick auf den Rechts­
streit, über den das vorlegende Ge­
richt zu befinden hat, vertragliche 
Verpflichtungen, wonach eine 
Summe in Höhe des Ausgleichsbe­
trags, der am Tag der Durchführung 
der Zollförmlichkeiten gilt, an den 
Exporteur abzuführen ist, nicht als 
ein Verstoß gegen das Gemein­
schaftsrecht betrachtet werden. 

2. Ein Handelsgeschäft, das die Zah­
lung eines Vorschusses in Höhe des 
Referenzpreises frei Grenze und 
außerdem einen variablen Saldo um­
faßt, der gemäß der Vereinbarung 
der Wirtschaftsteilnehmer dem Aus­
gleichsbetrag entspricht, der am Tag 
der Durchführung der Zollförmlich­
keiten gilt, ist mit dem Gemein­
schaftsrecht vereinbar, sofern das 
Resultat die Feststellung ermöglicht, 
daß der Angebotspreis zumindest 
dem Referenzpreis frei Grenze ent­
spricht. 

3. Unter dem Vorbehalt, daß die Refe­
renzpreise frei Grenze eingehalten 
sind, und nur in diesem Maße, fällt 
die Beurteilung einer zwischen der 
Verkaufsorganisation eines Drittlan­
des und einem Importeur eines Mit­

gliedstaats der Gemeinschaft verein­
barte vertragliche Bestimmung, wo­
nach sich der Importeur verpflichtet, 
die Währungsausgleichsbeträge an 
die Verkaufsorganisation abzufüh­
ren, nicht unter das Gemeinschafts­
recht.“ 

Der Generalanwalt hat seine Schluß­
anträge in der Sitzung vom 24. März 
1983 vorgetragen 

V — Ant rag der Fi rma Ramel auf 
W i e d e r e r ö f f n u n g der m ü n d ­
l ichen V e r h a n d l u n g 

Mit Schreiben vom 8. März 1983, in der 
Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen 
am 10. März 1983, hat die Firma Ramel 
beantragt, die mündliche Verhandlung 
und erforderlichenfalls das schriftliche 
Verfahren gemäß Artikel 61 der Verfah­
rensordnung des Gerichtshofes vom 
4. Dezember 1974 wiederzueröffnen. 

Nachdem die Dritte Kammer von diesem 
Schreiben Kenntnis genommen und fest­
gestellt hat, daß sie bereits über alle er­
forderlichen Angaben verfügt, um die ihr 
in dieser Rechtssache gestellten Fragen 
zu beantworten, hat sie beschlossen, dem 
Antrag nicht stattzugeben. 

Entscheidungsgründe 

1 Das Tribunal de commerce Bourg-en-Bresse (Ain) hat mit Urteil vom 
11. Juni 1982, beim Gerichtshof eingegangen am 21 . Juni 1982, gemäß Arti­
kel 177 EWG-Ver t rag zwei Vorabentscheidungsfragen vorgelegt, die zum 
einen die Auslegung der Gemeinschaftsbestimmungen über die Festsetzung 
der Referenz- und Angebotspreise frei Grenze bei der Einfuhr von Weinen 
aus einem Drittland in einen Mitgliedstaat sowie die Auswirkung der Wäh­
rungsausgleichsbeträge auf diese Preismechanismen (unter anderem Verord­
nung Nr . 816/70 des Rates vom 28. 4. 1970, ABl. L 99, S. 1, und Verord­
nung Nr . 1380/75 der Kommission vom 29. 5. 1975, ABl. L 139, S. 37, in 
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der Fassung der Verordnung Nr. 1577/76 der Kommission vom 30. 6. 1976, 
ABl. 172, S. 57) und zum anderen die gemeinschaftsrechtliche Bedeutung 
einer in einem Vertrag zwischen zwei Wirtschaftsteilnehmern enthaltenen 
Klausel über die Abführung der Währungsausgleichsbeträge betreffen. 

2 Diese Fragen stellen sich im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen dem Office 
national de commercialisation des produits viti-vinicoles, einem algerischen 
öffentlichen Wirtschaftsbetrieb, der sich unter anderem mit der Vermarktung 
der in Algerien erzeugten Weine befaßt, (im folgenden: das ONCV) und der 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung Les Fils d'Henri Ramel mit Sitz in 
Charnoz-Meximieux (im folgenden: die Firma Ramel). 

3 Die Firma Ramel führt Wein aus Algerien nach Frankreich ein, den sie beim 
ONCV kauft. Die Kaufverträge bestimmen unter der Rubrik „Vereinbarte 
Preise": 

„Es wird vereinbart, daß jede Summe, die von einem durch das ΟΝIVIT 
gewährten Ausgleichsbetrag stammt, vom Käufer unmittelbar auf Rechnung 
des Verkäufers aufgrund einer zu diesem Zweck zusätzlich erstellten Rech­
nung gezahlt wird. Da der Ausgleichsbetrag am Tag der Einfuhr festgesetzt 
wird, verpflichtet sich der Käufer, ihn dem Verkäufer gleich nach der Zoll­
abfertigung der Weine mitzuteilen . . . " 

4 Bis 1978 wandte die Firma Ramel diese vertraglichen Bestimmungen an und 
zahlte regelmäßig aufgrund der zitierten Klausel die als Währungsausgleichs­
beträge geschuldeten Summen. Dagegen zahlte sie ab Mai 1978 zwar den 
anderweitig in den Verträgen vereinbarten Preis, sie weigerte sich aber, die 
Summe für die Währungsausgleichsbeträge an das ONCV abzuführen, wo­
bei sie sich insbesondere darauf berief, daß eine solche Zahlung gegen das 
Gemeinschaftsrecht verstoße und daß die zitierte Klausel sowohl rechtswid­
rig als auch nichtig sei. 

5 Angesichts dieser Weigerung verklagte das ONCV, nachdem es der Firma 
Ramel die Rechnungen über die den Währungsausgleichsbeträgen entspre­
chenden Summen vorgelegt hatte, die Firma vor dem Tribunal de commerce 
Bourg-en-Bresse auf Zahlung der umstrittenen Summen. 

6 Dieses Gericht hat das Verfahren mit Urteil vom 11. Juni 1982 ausgesetzt 
und dem Gerichtshof die beiden folgenden Vorabentscheidungsfragen vorge­
legt: 
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1. a) Ist die Verkaufsorganisation eines zum Maghreb gehörenden Drittlan­
des berechtigt, in einen Mitgliedstaat der Gemeinschaft Weine zu un­
ter dem Referenzpreis liegenden Einfuhrpreisen auszuführen, ohne daß 
auf diese Weine ein voller oder herabgesetzter Zollsatz erhoben wird? 

b) Verneinendenfalls: Darf sie zur Vermeidung der Anwendung dieser 
Regelung mit ihrem Vertragspartner — Importeur eines EWG-Landes 
— vereinbaren, daß dieser die bei der Einfuhr erhaltenen Währungs­
ausgleichsbeträge an sie abführt, um nachträglich der Gemeinschaft ge­
genüber nachweisen zu können, daß der von ihr in Rechnung gestellte 
Preis dem Referenzpreis entspricht? 

2. a) Kann der Referenzpreis die dem Importeur eines EWG-Landes ge­
währten Währungsausgleichsbeträge einschließen? 

b) Verneinendenfalls : Wie ist eine vertragliche Abrede zwischen der Ver­
kaufsorganisation eines zum Maghreb gehörenden Drittlandes und 
einem französichen Importeur zu beurteilen, in der dieser sich ver­
pflichtet, die Ausgleichsbeträge an die Verkaufsorganisation abzufüh­
ren, um zu beweisen, daß der Referenzpreis eingehalten wurde? 

Zum V o r b r i n g e n des O N C V , daß die Vor l age f r agen n ich t be­
a n t w o r t e t zu w e r d e n b r auchen 

7 Das ONCV hat vorgetragen, angesichts des dreifachen Umstands, daß kein 
Verstoß gegen die Gemeinschaftsregelung vorgekommen oder festgestellt sei, 
daß eine etwaige Mißachtung des gemeinschaftlichen Referenzpreises keinen 
Einfluß auf den Umfang der vertraglichen Verpflichtungen der Parteien habe 
und daß daher die Antwort auf die gestellte Frage jedenfalls für die Ent­
scheidung über den Rechtsstreit ohne Bedeutung sei, bestehe kein Anlaß für 
den Gerichtshof, die Vorabentscheidungsfragen, so wie sie vom Vorlagege­
richt formuliert worden seien, zu beantworten. 

8 Wie wiederholt entschieden worden ist, ist es nicht Aufgabe des Gerichtsho­
fes, sich über die Zweckmäßigkeit des Vorabentscheidungsersuchens zu 
äußern. Im Rahmen der in Artikel 177 des Vertrages vorgenommenen Auf­
gabenverteilung zwischen den nationalen Gerichten und dem Gerichtshof 
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obliegt es nämlich dem nationalen Gericht, das allein eine unmittelbare 
Kenntnis des Sachverhalts wie auch der von den Parteien vorgetragenen Ar­
gumente besitzt und das die Verantwortung für die zu erlassende Entschei­
dung zu übernehmen hat, in voller Sachkenntnis zu beurteilen, ob die in dem 
vor ihm anhängigen Rechtsstreit aufgeworfenen Rechtsfragen erheblich sind 
und ob eine Vorabentscheidung erforderlich ist, um ein Urteil erlassen zu 
können. 

Zur A n t w o r t auf die Frage l a des V o r l a g e g e r i c h t s 

9 Das Vorlagegericht möchte vom Gerichtshof wissen, ob die Verkaufsorgani­
sation eines zum Maghreb gehörenden Drittlandes berechtigt ist, in einen 
Mitgliedstaat Weine zu unter dem gemeinschaftlichen Referenzpreis liegen­
den Einfuhrpreisen auszuführen, ohne daß auf diese "Weine ein Zoll erhoben 
wird. 

10 Nach Artikel 9 der Verordnung Nr. 816/70 des Rates vom 28. April 1970 
zur Festlegung ergänzender Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisa­
tion für "Wein, der im vorliegenden Fall anwendbar ist, werden jedes Jahr in 
Rechnungseinheiten je Grad Alkohol/hl oder je hl ausgedrückte Referenz­
preise festgesetzt, wobei von den Orientierungspreisen der für die Gemein­
schaftserzeugung repräsentativsten Weinarten ausgegangen wird. Für jeden 
Wein, für den ein Referenzpreis festgesetzt wird, ist ein Angebotspreis frei 
Grenze für alle Einfuhren zu ermitteln. Liegt der Angebotspreis frei Grenze 
für einen Wein unter dem Referenzpreis, so wird eine Ausgleichsabgabe in 
Höhe des Unterschieds zwischen dem Referenzpreis und dem Angebotspreis 
frei Grenze erhoben. 

1 1 Außerdem ist nach Artikel 13 des Interimsabkommens zwischen der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Demokratischen Volksrepublik Alge­
rien im Anhang zur Verordnung Nr. 1287/76 des Rates vom 28. Mai 1976 
(ABl. L 141, S. 1) die Senkung der Zollsätze bei der Einfuhr von Weinen aus 
frischen Weintrauben aus Algerien in die Gemeinschaft auch von der Vor­
aussetzung abhängig, daß die bei der Einfuhr angewendeten Preise minde­
stens ebenso hoch sind wie die Referenzpreise der Gemeinschaft. 

1 2 Aus der Prüfung dieser Bestimmungen in ihrer Kombination ergibt sich, daß 
die betreffende Frage dahin zu beantworten ist, daß diese Bestimmungen es 
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verbieten, daß die Verkaufsorganisation eines Drittlandes wie Algerien 
Weine in einen Mitgliedstaat der Gemeinschaft zu einem Angebotspreis frei 
Grenze ausführt, der unter dem Referenzpreis für diese Weine liegt. In 
einem solchen Fall müßte eine Ausgleichsabgabe in Höhe des Unterschieds 
zwischen dem Referenzpreis und dem Angebotspreis frei Grenze erhoben 
werden. 

Zu r A n t w o r t auf die übr igen Fragen des V o r l a g e g e r i c h t s 

1 3 Der Gerichtshof hat den Eindruck, daß die Fragen lb, 2a und 2b das Pro­
blem der Auswirkung der Währungsausgleichsbeträge auf die oben unter­
suchten Preismechanismen und auf die Vereinbarkeit der streitigen vertragli­
chen Bestimmungen mit dem Gemeinschaftsrecht aufwerfen. Da diese Vor­
abentscheidungsfragen eng miteinander zusammenhängen, besteht für den 
Gerichtshof Veranlassung, sie gleichzeitig zu prüfen und über sie durch eine 
einzige Antwort zu befinden. 

1 4 Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung Nr. 1380/75 in seiner durch Artikel 1 
der Verordnung Nr. 1577/76 geänderten Fassung, der im Ausgangsverfahren 
anwendbar ist, bestimmt: 

„Bei Wein gelten die Frei-Grenze-Referenzpreise bei der Einfuhr aus Dritt­
ländern als eingehalten, wenn für das jeweilige Erzeugnis der Angebotspreis, 
der 

a) im Falle der Höherbewertung der Währung des einführenden Mitglied­
staats um den im folgenden Absatz erwähnten Betrag erhöht, 

b) im Falle der Minderbewertung der betreffenden Währung um den im fol­
genden Absatz erwähnten Betrag vermindert wird, nicht niedriger ist als 
der Frei-Grenze-Referenzpreis. 

Der besagte Betrag ist der im innergemeinschaftlichen Handel geltende 
Währungsausgleichsbetrag." 

15 Aus dieser Bestimmung ergibt sich, daß die Währungsausgleichsbeträge je 
nachdem, ob eine Höherbewertung oder eine Minderbewertung der Wäh­
rung des einführenden Mitgliedstaats vorliegt, entweder dem Angebotspreis 
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frei Grenze hinzuzurechnen oder davon abzuziehen sind und daß das Ergeb­
nis dieses Rechenvorgangs ebenso hoch wie der Referenzpreis frei Grenze 
oder höher als dieser sein muß, damit die Bestimmungen des Gemeinschafts­
rechts eingehalten sind. 

16 Im vorliegenden Fall ergibt sich aus den schriftlichen Erklärungen der Betei­
ligten, so wie sie in der mündlichen Verhandlung näher erläutert worden 
sind, daß das ONCV ursprünglich der Firma Ramel bei der Einfuhr den 
Referenzpreis frei Grenze, der zum Zeitpunkt des Verkaufs selbstverständ­
lich bekannt war, in Rechnung gestellt hat und daß die Firma Ramel diese 
erste Rechnung sofort beglichen hat. Danach, als die Währungsausgleichsbe­
träge für dieses Geschäft genau bekannt waren, hat das ONCV der Firma 
Ramel eine zusätzliche Rechnung über eine Summe in Höhe der von der 
Firma Ramel vereinnahmten Währungsausgleichsbeträge geschickt. 

17 In diesem Fall, in dem es um eine Einfuhr in ein Land mit abgewerteter 
Währung ging, mußte der Angebotspreis frei Grenze, wenn die Wirtschafts­
teilnehmer das Geschäft zum Mindestpreis abschließen wollten, mindestens 
ebenso hoch sein wie der Referenzpreis frei Grenze, erhöht um die Wäh­
rungsausgleichsbeträge für diese Einfuhr. 

18 Wenn also der Angebotspreis frei Grenze genauso hoch wie der Referenz­
preis frei Grenze, erhöht um die Währungsausgleichsbeträge, oder höher als 
dieser ist und wenn dieser Preis sofort vom Importeur bezahlt wird, gehören 
die vertraglichen Bestimmungen, wonach der französische Importeur die 
Währungsausgleichsbeträge an den algerischen Exporteur abzuführen hat, 
nicht dem Gemeinschaftsrecht, sondern dem Bereich der vertraglichen Bezie­
hungen, die dem innerstaatlichen Recht unterliegen, an, wie der Gerichtshof 
bereits in seinem Urteil vom 13. Februar 1980 in der Rechtssache 74/79 
(Samavins, Sig. 1980, 239) entschieden hat. 

19 Wenn dagegen der Importeur zum Zeitpunkt der Einfuhr nur eine Summe in 
Höhe des Referenzpreises frei Grenze gezahlt hat, während das Geschäft auf 
einem Niveau abgeschlossen werden muß, auf dem der Angebotspreis frei 
Grenze genauso hoch ist wie der Referenzpreis frei Grenze, erhöht um die 
Währungsausgleichsbeträge, ist es eine notwendige Voraussetzung für die 
Einhaltung der erwähnten Gemeinschaftsbestimmungen, daß der französi­
sche Importeur eine Summe in Höhe der Währungsausgleichsbeträge an den 
algerischen Exporteur abführt. 
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20 Daher kann in diesem Fall des Geschäftsabschlusses zum Mindestpreis, in 
dem der mit diesem Geschäft verbundene Währungsausgleichsbetrag, der am 
Tag der Erfüllung der Zollformalitäten gilt, erst nach der Abwicklung des 
Geschäfts bekannt sein kann, eine vertragliche Bestimmung über die Abfüh­
rung der diesem Währungsausgleichsbetrag entsprechenden Summe nicht als 
Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht betrachtet werden, dessen Beachtung 
sie vielmehr sicherstellen soll. 

21 Auf die Fragen 1 b, 2a und 2b des Vorlagegerichts ist somit zu antworten, 
daß, falls das Geschäft zum Mindestpreis abgeschlossen wird, Artikel 17 Ab­
satz 3 der Verordnung Nr. 1380/75 in seiner durch Artikel 1 der Verord­
nung Nr. 1577/76 geänderten Fassung dahin auszulegen ist, daß, wenn der 
Importeur zum Zeitpunkt der Einfuhr nur eine Summe in Höhe des Refe­
renzpreises frei Grenze gezahlt hat, während das Geschäft auf einem Niveau 
abzuwickeln ist, auf dem der Angebotspreis frei Grenze ebenso hoch ist wie 
der Referenzpreis frei Grenze, erhöht um die Währungsausgleichsbeträge, es 
eine notwendige Voraussetzung für die Einhaltung der erwähnten Gemein­
schaftsbestimmungen ist, daß der französische Importeur eine Summe in 
Höhe der Währungsausgleichsbeträge an den algerischen Exporteur abführt, 
wenn diese Beträge genau bekannt sind; in diesem Fall kann also eine ver­
tragliche Bestimmung über die Abführung der diesen Währungsausgleichsbe­
trägen entsprechenden Summe nicht als Verstoß gegen das Gemeinschafts­
recht betrachtet werden, dessen Beachtung sie vielmehr sicherstellen soll. 

Kos ten 

22 Die Auslagen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die Erklä­
rungen beim Gerichtshof eingereicht hat, sind nicht erstattungsfähig. Für die 
Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem 
vor dem nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit. Die Kostenentschei­
dung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

auf die ihm vom Tribunal de commerce Bourg-en-Bresse mit Urteil vom 
11. Juni 1982 vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 
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1. Artikel 9 der Verordnung Nr. 816/70 des Rates vom 28. April 1970 
in Verbindung mit Artikel 13 des Interimsabkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Demokratischen 
Volksrepublik Algerien im Anhang zur Verordnung Nr. 1287/76 des 
Rates verbietet es, daß die Verkaufsorganisation eines Drittlandes wie 
Algerien Weine in einen Mitgliedstaat der Gemeinschaft zu einem An­
gebotspreis frei Grenze ausführt, der unter den Referenzpreisen für 
diese Weine liegt. In einem solchen Fall müßte eine Ausgleichsabgabe 
in Höhe des Unterschieds zwischen dem Referenzpreis und dem An­
gebotspreis frei Grenze erhoben werden. 

2. Falls das Geschäft zum Mindestpreis abgeschlossen wird, ist Artikel 
17 Absatz 3 der Verordnung Nr. 1380/75 in seiner durch Artikel 1 
der Verordnung Nr. 1577/76 geänderten Fassung dahin auszulegen, 
daß, wenn der Importeur zum Zeitpunkt der Einfuhr nur eine Summe 
in Höhe des Referenzpreises frei Grenze gezahlt hat, während das 
Geschäft auf einem Niveau abzuwickeln ist, auf dem der Angebots­
preis frei Grenze ebenso hoch ist wie der Referenzpreis frei Grenze, 
erhöht um die Währungsausgleichsbeträge, es eine notwendige Vor­
aussetzung für die Einhaltung der erwähnten Gemeinschaftsbestim­
mungen ist, daß der französische Importeur eine Summe in Höhe der 
Währungsausgleichsbeträge an den algerischen Exporteur abführt, 
wenn diese Beträge genau bekannt sind; in diesem Fall kann also eine 
vertragliche Bestimmung über die Abführung der diesen Währungs­
ausgleichsbeträgen entsprechenden Summe nicht als Verstoß gegen 
das Gemeinschaftsrecht betrachtet werden, dessen Beachtung sie viel­
mehr sicherstellen soll. 

Everling Mackenzie Stuart Galmot 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 28. April 1983. 

Der Kanzler 
Im Auftrag 

H. A. Rühl 
Hauptverwaltungsrat 

Der Präsident der Dritten Kammer 

U. Everling 
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